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Dıie unverstandene Pressekonzentration

1le reden VO  ; der Bedrohung der Meinungsfreiheit. W Ee1 Tatsachen sınd VOr

allem, die in den 600er Jahren dieser Diskussion Auftrieb gegeben haben Die ıne WAar

der vergebliche Versuch der deutschen Zeitungsverleger, Lızenzen Zur Einrichtung
eines Privatfernsehens, gCNAUCK. eınes Verlegerfernsehens, erhalten. Die Konkurrenz
der öftentlich-rechtlichen Hörfunk- und Fernsehmonopole, argumentierten die Ver-
leger, führe ruınösen Wettbewerbsverzerrungen auf dem Kommunikations-, 1NS-
besondere aber auf dem Werbemarkt. Zahlreiche kleine und mıittlere Tageszeıtungen
seıen VO Tod bedroht oder schon eingegangen. Mithin se1 durch den Monopol-
rivalen nıcht 1Ur die Ex1istenz einzelner privatwirtschaftlicher Unternehmen gefährdet,
sondern die Vzelfalt der Zeıitungen. Nur die Vieltalt der Zeitungen aber garantıere
die Artikulation aller Meınungen, den freien Meinungsaustausch innerhalb eıner plu-
ralistischen, demokratischen Gesellschaft

Was hier zunächst noch als Folge eıiner Wettbewerbsverzerrung präsentiert wurde,
pragte als zweıter Tatbestand die Auseinandersetzung die Bedrohung der Meı-
nungsfreiheit 1n den etzten Jahren weıt nachhaltiger: die Pressekonzentration. Se1it-
dem die Studenten mıiıt der Parole „Enteijgnet Springer“ den ruck- und Verlags-
häusern des zrößten deutschen Pressekonzerns ZOgCNH, seıtdem Schlagwörter W1e „Ma-
nıpulation“ und „Bewußtseinsindustrie“ AUS der Terminologie „kritischer“ Theoreti-
ker in die Umgangssprache emportauchten, vermeınt jeder Nau wissen, W as seine
Meinungsfreiheit beeinträchtigt, behindert oder gefährdet: die Pressezaren und ihre
Imperien nämliıch, die Lokalmonopole,. die Hörfunk- und Fernsehmonopole, kurzum
die kapitalistische Struktur der Massenmedien. In der 'Tat artikulierte hıer ıne DSC-
sellschaftskritische Avantgarde das Unbehagen vieler Gruppen Informationsge-
baren der assenmedien. Und S1e lieferte miıt dem Angriff auf die Pressekonzen-
tratıon gleichzeitig ıne plausible Sündenbocktheorie.

Politiker und Professoren entdeckten die Kommunikationspolitik. Kommissıonen
wurden eingesetzt, die sowohl das Problem des publizistischen Wettbewerbs und sSe1-
NeTr Folgen w1e den Zusammenhang VO  w Konzentratıon und Gefährdung der Meı-
nungsfreiheit untersuchen und Lösungsmöglichkeiten entwickeln sollten. Dıie SOSC-
anntftfe „Michel-Kommission“ SEtZIiE siıch AUS unabhängigen Mitgliedern verschiedenster
Fachbereiche ZUSAMMECN ; spezıielle Sachverständige für Kommunikationsfragen
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nıcht darunter; 1n der sSogenannten „Günther-Kommission“ arbeiteten neben Vertre-
tern der Verleger, der Journalisten, des Pressevertriebs und der Rundfunkanstalten
einıge Persönlichkeiten des „öffentlichen Lebens“. Der 1n die Kommissıon eingebrachte
praktische Sachverstand wurde durch Interessenabhängigkeit überspielt Der Verzicht
auf den fachwissenschaftlichen Sachverstand 1St symptomatisch für die Diskussion des
Sanzen Problems und für die Sıtuation des kommunikationswissenschaftlichen Sach-
verstands hierzulande.

Die publizistikwissenschaftlichen Institute hatten siıch bis dahin einerseılts nıcht
aktuelle kommunikationspolitische Probleme gekümmert; andererseits WAar und 1St die
VO  - ıhnen vertretene Publizistiktheorie zugleich Wurzel und Reflex der faktischen
Kommunikationsmisere unNnseIer Gesellschaft Aus der Münchner Schule der Zeitungs-
wissenschafl agen dagegen bereits seit 1954 einıge emerkenswerte kommunikations-
politische Ansätze vor 4, Als 1m Hinblick auf die bedrohte Meinungsfreiheit Heıinz
Starkulla 1965 daraus aber ein1ıge konkrete Konsequenzen ZO9, kam einer Kon-

mıi1it der Interessengruppe der Verleger. Diese wurde jedoch 1im Biıinnenraum
VO: Fachzeitschriften au  n iıne Ööftentliche Diskussion fand nıcht

So handelte denn die Regierung angesichts der kommunikationskranken Gesellschaft
wıe die Multter eiınes kranken Kındes bei den Papuas. Sıe bat die nächstliegenden
Medizinmänner Beschwörung, Zauber und Rezepte. Das Ergebnis 1St offenkundig.
Die Medizinmänner stehen noch immer das Lager der kommunikationskranken
Gesellschaft. Sıe wıissen ımmer noch nicht, ob Ma  w} das Konzentrationsgeschwür durch
Teilamputatıon (Marktanteilsbegrenzung etwa) direkt bekämpfen soll, oder ob INa  w}

neutralisieren könnte durch Stärkung scheinbar bedrohter Nachbarzellen mi1ıt Vıta-

minsprıitzen (Subventionen für bedrohte Unternehmen D B oder durch Frischzellen-
behandlung (Sıcherung der ınneren Pressetreiheit durch Redaktionsstatute). Was aber
das schlimmste iSt ber a ll das wird beraten, obwohl INa  S sıch noch nıcht einmal dar-
über schlüssig ıst, ob das Konzentrationsgeschwür überhaupt au} den Neruv der Meiı-

nungsfreiheit drückt und die partielle Kommunikationslihmung UNSECTET Gesellschafl
wirklich merursacht.

So reden also alle über die Bedrohung der Meinungsfreiheit durch die Pressekon-
Zzentratıon. Eıne VOTLr kurzem erschienene Dokumentatıon über das Schrifttum ZUrr

Pressekonzentratıion, die nıcht den Anspruch autf Vollständigkeıit erhebt, weist allein
zwischen 1959 und 1968 einahe 700 Titel nach, Aufsätze und Essays, Expertisen

2 Vgl Bericht der Kommuissıon ZUr Untersuchung der Wettbewerbsgleichheit VO  3 Presse, Funk/Fern-
sehen und Fiılm, Bundestags-Drucksache V/2120, 1967 ; Bericht der Kommissıon Zur Untersuchung der
Gefährdung der wirtschaftlıchen Exıstenz VO' Presseunternehmen und der Folgen der Konzentration
für die Meinungsfreiheit 1n der Bundesrepublik, Bundestags-Drucksache V/3122, 1968

Vgl Hans agner, Publizistik Heılung der Krankheıt? 1n dieser Zschr. 181 (1968)
Bernd Marıa Aswerus, Götterdäiämmerung der Zeıtung (1954); Hanns Braun, Journalısmus 1mM

Miteinander der Gesellschaft (1958); Heınz Starkulla, Publizistik und Kommunikation (1963); derselbe,
Presse, Pernsehen und Demokratie (1965)
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un Bücher 5. Dıie Emotionen und Ideologien, die Behauptungen und Postulate in die-
SSr Auseinandersetzung verstellen allmählich den Blick auf das Problem eher, als daß
sie erhellen.

Pressekonzentration und die Miısere der Kommunikation

Der Vorgang der Pressekonzentration äßt sich miıt eın Paar nüchternen Zahlen
darstellen. Die Anzahl der Vollredaktionen VO  - Tageszeitungen 1St seit 1954 stetig
zurückgegangen. Nach den Pressestatistiken VO  3 Schütz lösten sich über eın
Drittel dieser „Publizistischen Einheiten“ zwischen 1954 und 1969 auf, ıhre Zahl sank
VO'  - D auf 148 Dagegen hat sıch die Zahl der Zeitungsausgaben 1LUFr csehr nNnL-
lıch geändert. Während die 2725 publizistischen Einheiten des Jahres 1954 500 Aus-
gaben produzierten, VO  w} den 183 Einheiten im Jahr 1964 iımmer noch
1 495 Ausgaben. Auch seither 1St darin keine merkliche Änderung eingetreten. Das
heißt Immer weniıger Verlage und Vollredaktionen produzieren immer mehr Aus-
gaben, die sich 1LUFr durch die lokalen Wechselseiten unterscheiden. Außerdem hat sıch
1m Zug dieser Entwicklung auch die Zahl der „Ein-Zeıitungs-Gebiete“, also der
Lokalmonopole, ständig vermehrt, und WAar VO  w} 1mM Jahr 1954 bis auf 129 1mM
Jahr 1966

äangt somıt das Verschwinden kleinerer Zeıtungen mit der Konzentration -
gunsten höherer Auflagen und vieler Ausgaben in größeren Verlagen und Redak-
tionsgruppen ursächlich IM  9 stellt der in der Konzentrationsdebatte immer
wiıeder als besonders gefährlıch vorgestellte Springer-Konzern eın davon unabhän-
z1ges Problem dar Zunächst einmal hat auch Springer regionale un lokale Vor-
machtstellungen, in Berlin mit 75 0/9 und 1n Hamburg miıt 73 0/9 der Tageszeitungs-
auflage (Erhebung: Frühjahr Zum gleichen Zeitpunkt hatten andere Verlags-
häuser allerdings 1n anderen Stäiädten des Bundesgebiets miıt über 01010 Einwoh-
NeTIN ebentalls hohe oder noch höhere Abdeckungsquoten erreicht. In zehn dieser
Städte gab Oga eın 100prozentiges Lokalmonopol. Bei pringer fällt 11U:  H aber
die Tatsache 1Ns Gewicht, dafß darüber hinaus mMi1t der überregionalen „Welt“ und
der Straßenverkaufszeitung ; Bıld? 1m SaNZCHN Bundesgebiet rund 0/9 der Tages-
zeıtungsauflage beherrscht; zusätzlich miıt seinen beiden Sonntagszeitungen „Welt
Sonntag“ und „Biıld Sonntag“ über 0/9 des Markts der Sonntagsblätter. Außer-
dem 1St der Onzern auch nach dem Verkauf VON Publikumszeitschriften miıt einer
Auflage VO  - rund 4,5 Millionen noch in bescheidenen Trenzen auf dem CT
markt prasent. Soweıit die allgemeinen Tatsachen.

„Pressekonzentration“, eine kritische Materialsichtung un -systematısıerung, herausgegeben VO'  3

einem Autorenkollektiv (München-Pullach: Verlag Dokumentation 1970); Die Reterate der 1n diesem
Band gesichteten Lıteratur bleiben teilweise sehr der Oberfläche der selektieren entsprechend der
Ideologie der Systematisierungsversuche ziemlich einselt1g) ; zıtiert miıt: Pressekonzentration.
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ückt INan diesen Konzentrationserscheinungen aber näher Leib, gewinnt
IiNnan autfschlußreiche Einsichten. Vom SOgENANNTIEN „Zeitungssterben“ sind tast AUS-

schliefßlich NUur Zeıtungen mMi1It einer Auflage 000 betroften. uch ıne weıtere
Konzentration 1n dieser Auflagenklasse würde die gegenwärtige Zeitungslandschaft
kaum verändern. Denn bereits heute wird über die Hälfte der täglıch erscheinenden
Zeitungsexemplare VO  e 16 Verlagen hergestellt, während die rund 350 Zeitungsver-
lage mMi1t Blättern 01010 Auflage NUuUr 19 0/9 der täglichen Gesamtautlage PIO-
duzieren. Zum anderen hat Elisabeth Noelle-Neumann 1m einzelnen nachgewiesen,
da{fß die VOL allem etroftenen Auflagenklassen hinsichtlich iıhrer Informationsauf-
gyabe nıcht Jeistungsfähig sind. Das triıfit VOTLr allem für die Abhängigkeit dieser
Blätter VO  - me1ist 1Ur eıner einzıgen Informationsquelle (Nachrichtenagentur)
Dıie umtassende Vermittlung VO  - Intormationen und Meınungen 1n der Tageszeıitung
hat 1mM Zeitalter der gylobalen Kommunikatıon yroße technische und wirtschaftliche
Voraussetzungen, dafß schon alleın Vvon daher ine weıtere Konzentrationsbewegung
nıcht aufzuhalten iSt. Diese Konzentrationsentwicklung mu{ 1e] eher als ein Ge-
sundschrumpfungsprozeß betrachtet werden, ohne den in Zukunft eın optimaler kom-
munikativer Vermittlungsdienst durch die Tagespresse nıcht möglıch 1St. drı
jedenfalls edroht dieser Prozeß die Meinungsfreiheit nıcht. Wollte INan diesen Pro-
ze( aber durch die Subventionierung kleiner und kleinster Unternehmen der Tages-
ICSSC aufhalten, würde dadurch die Verwirklichung der Meinungsfreiheit ohl
aum gefördert.

Dieser Feststellung steht 1U  a allerdings die These VO  w der Vieltalt der Zeıtungen
als der Voraussetzung für dıe Artikulation der vielen Meınungen9 wWw1e sS1e
nıcht NUrLr VO  w den Verlegern, sondern 1n seltener Einmütigkeit VO  } allen Parteiıen
des Bundestags, VO  e} der Michel-Kommuissıon, der Günther-Kommission und ebenso
VO  e} den Mitgliedern des Professoren-Arbeitskreises „Pressefreiheit“ 7 vertreten wird.
Diese Vielfaltsthese 1St eın zentraler Argumentationspunkt, dafß S1e näher eleuch-
tet werden muß Ihre Wurzeln hat sie in dem epochalen Kampf die Durchsetzung
der Menschenrechte, 1m Kampft die Meınungs- un: Pressefreiheit die 1L10110-

polen absolutistisch-autorıitären Publikationsansprüche. Von daher tragt allerdings
diese Vielfaltsthese auch bereits das Stigma einer individualistisch-liberalistischen Ver-

fälschung eben dieser Meinungsfreiheit, die erkämpfen galt
{} ach dieser iberalistischen Theorie der Presse® 1St diese nıcht mehr eın Instrument
4

der Regierung, sondern iıne Einrichtung ZUF Artikulation der verschiedenen Meınun-

Elisabeth Noelle-Neumann, Pressekonzentration und Meinungsbildung, 1n:! „Pressefreiheit“, Ent-
wurf eines Gesetzes AL Schutz treier Meinungsbildung und Dokumentatıion des Arbeitskreises Presse-
treiheit Berlın, Neuwied: Luchterhand-Verlag 1: zıtlert miıt: Pressefreiheit.

Dieser Arbeitskreis konstitulerte sıch 1m Frühjahr 1968 hne Auftrag aus der Inıtıatıve VO' Protes-
un! Instiıtuten der Unıiversitäten Mainz, Giefßen und Tübingen. Seine UÜberlegungen un Vorschläge

unterbreitete der Arbeitskreıs 1n der 1n Anmerkung vorgestellten Dokumentatıon.
Siehe AazZı: Wilbur Schramm U .9 OUr Theories of the Press (Urbana
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SCH, auf deren Basıs das olk die Regierung kontrollieren und selbst eliner poli-W E NT OE C AL tischen Meinungsbildung gelangen kann. Deshalb mufß die Presse VO  } jeder Kontrolle
durch die Regierung frei se1n. Jedermann mu{l die Möglichkeit haben, durch die
Presse treı seine Meınung außern, der Zugang ZU frejen Marktplatz der Gedan-
ken muß jedem offenstehen, den Mıiınoritäten ebenso Ww1e den Majyorıitäten, den
Schwachen ebenso wI1ie den Starken. Entscheidend 1st, dafß nach dieser liıberalistischen
Auffassung die Meinungsfreiheit eın natürliches, dem Indivyviduum angeborenes Recht
1St, das VO  - nıemandem eingeschränkt werden darf, das keine Pflicht gegenüber
der Gesellschaft gebunden 1St. Unter diesen Auspizıen konkretisierte sich der freie Zu-
Sang ZUrLr Presse S dafß diejenigen, welche die Mittel und die Macht dazu hatten,
Zeıtungen gründeten und diese Zeıtungen als Sprachrohre ıhrer individuellen Meı-
nungsfreiheit sahen. SO entstand ine Presselandschaft, in der jede Meınung und jede
Meinungsgruppe durch eın eıgenes Organ vertreten WAar. Der Marktplatz der Me1i-
NUuNsSCNhH War 1Ur begreifen als die esamtheit aller vorhandenen Urgane, als die
Vieltalt der Zeıtungen insgesamt. Die Zeitungen wurden nıcht ZU sozialen Kommu-
niıkationsmittel, sondern ZU indıviduellen. Das Ergebnis WAar iıne Vielzahl VO  ;

Medieneinheiten, die sıch mıt Je verschiedenem politischen Standpunkt dem Leser
boten. Meınungsgruppen, die kein eigenes rgan besaßen, nıcht in der Lage,
sich Ööftentlich artıkulieren. Denn wurde immer schwerer iınsbesondere für die
schwächeren Gruppen 1Ns Veröffentlichungsgeschäft einzuste1gen un: die hierfür
notwendigen Mittel aufzubringen.

Sieht INa  3 die Verwirklichung der Meinungsfreiheit allerdings 1n diesem selbst-
regulierten“ iberalistischen Marktplatz aller Medien, träfe 1n der Tat Z W as die
Vertreter der Vielfaltsthese behaupten: Jede Einschränkung der Vielfalt der Blätter
waäare ine Beeinträchtigung der Meinungsfreiheit. Jede Zusammenballung vieler Blät-
ter iın einer and ware ıne Gefährdung der Meinungsfreiheit. Indessen darf nıcht
übersehen werden, dafß diese „Selbstregulierung“ nach dem liberalistischen Model|l nıe
funktioniert hat und daß eintrat, W Aas W.ilbur Schramm beschreibt: ”  16 in den
alten autorıtiren Tagen fiel die Presse 1in die Hände einer mächtigen Clique. Natürlich

diese uCcnNn Beherrscher der Presse in den meısten Fällen nıcht die polıtischen
Herrscher. Es 1St ine Tatsache, daß s1e die Presse r1Z0r0s VOIL der Regierung schütz-
ten. ber 1St auch 1ne Tatsache, da{iß die aut wen1ge beschränkte Kontrolle durch
die Presse ıne NCUC, unausgeglichene acht 1n den Händen der E1ıgentümer und Ver-
walter der Medien chuf.“

Damıt aber gelangen WIFr ZUuU Grund des gegenwärtıgen kommunikationspoliti-
schen Dilemmas und zugleich ZUrFr Wurzel unserer Kommunikationsmisere. Unsere
Kommunikationspolitiker sind nämlich blind für wel Erkenntnisse, die
Welcker schon 1830 iın seiner Schrift über 1e€ vollkommene und N: Prefßtfreiheit“

formulierte:

Wılbur Schramm,
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„Der Gebrauch der Presse hat jene alteren Organe der Mitteilung durch seine größere Wirk-

samkeiıt und Leichtigkeit jelfach außer Gebrauch BESCETZT, und 1St ihre Stelle Er

trat die Stelle nıcht blo{ß des früher ausgedehnteren Gebrauchs VO'  - Handschriften und In-
schritten aller Art, sondern besonders auch die Stelle jener täglichen, unmittelbaren emoOkra-
tischen Versammlungen un mündlichen Besprechungen und Belehrungen aller Bürger, der in
ihnen stattindenden Bildung der öffentlichen Meınung und nationaler Sittengerichte, der In
ihnen vorgenoOmMMENCNH Verhandlung un Entscheidung aller gesellschaftlichen Angelegenheiten.
Unsere heutigen treien Staaten sind ngleich größer, als die früheren kleinen Stadt- und (je-
meinde- und (jaustaaten. Es SIN zugleich die CGuüter der Freiheit un! des Bürgerrechts auf alle
Bewohner ausgedehnt. SO könnten sıch denn jetzt hne Preßfreiheit die einzelnen Staatsglieder
nıcht einigermafßen vyegenselt1g vernehmen un: fortdauernd austauschen un: verständigen.“

Die Erkenntnis: Dıie „Konzentration“ der Kommunikationsmittel ıst e1in Pro-

zeß, der die gesamlte Kommunikationsgeschichte der Menschheit durchzieht. Je größer
die Gesellschaftsquantitäten, Je spezialisierter die Funktionen innerhalb der Gesell-
schaft, Je difterenzierter die entsprechenden Handlungs- und Meinungspositionen —

wı1ıe die Informationsansprüche werden, kompliziertere und daher auch OSt-

spieligere Kommunikationsmittel werden erfunden, eingerichtet und gebraucht. Das

bedingt aber, daß die derer, die solche Mittel als Funktionäre des Kommu-

niıkatiıonsprozesses in der and haben und für ıhr Funktionijeren verantwortlich sind,
naturgemäfß immer kleiner wird. Dieser Vorgang iSt auch innerhalb der Presseent-

wicklung selbst nachzuweısen. Man sollte 1U  - annehmen, da{ß die kommunikations-
politischen Kontroll- un Regelungsmechanısmen entsprechend der Konzentrations-
bewegung der Kommunikationsmittel weitergebildet worden waren. Dazu sind aber,
abgesehen VO  - moralischen Deklamatıiıonen in der treien Welt und VO'  =) temporaren
diktatorischen Modellen 1n den etzten 7200 Jahren nicht viele Anstrengungen Nier-

omMmM$MeNh worden. Unsere Situation iSt dadurch gekennzeichnet, da{fß WIFLr ZW ar 3 9 Aa
über den liberalistischen Selbstregulierungshoffnungen Unbehagen empfinden, aber,
ANSTAtt die Regelungsmechanısmen anzupasscCh, autf den ırrsınnıgen Gedanken Ver-

fallen, Konzentrationsbremsen konstruileren.
Um 1n einer Analogie SAagcCH. Eın großer Teil der vorgeschlagenen kommuni-

kationspolitischen Maßnahmen nımmt sich aus w1ıe der Versuch, das Größenwachstum
eines Jungen Mannes MIt Hormonspritzen hemmen, damıt nıcht ganz ARN seinem

Konfirmationsanzug herauswächst, der ıhm SOW1€eS0O schon klein 1St. Daß die kom-

munikationspolitischen Schneider dabe1 nach dem Motto verfahren: „Wenn der An-

ZUS nıcht mehr paßt, 1sSt der Mann schuld! macht den Vorgang fast ächerlich. ber
inNnan Iannn diese monokausalistischen Betrachtungsweisen überall nachweisen:? Dıie ın

der Konzentrati:on zusammengeballte Wirtschafismacht ıst unmittelbar UuN alleıin-
ursächlich schuld der Bedrohung der Meinungsfreiheit.

Die 7zweıte Erkenntnis: Dıe Massenkommunikationsmittel haben die Funktion, daß
sıch dıie Glieder der Gesellschafl fortdauernd vernehmen, austauschen und merständtı-
SECN bönnen. Damıt dies geschieht, damıiıt autf diese Weise Meinungsfreiheit sich Velr-

wirkliche, 1St die Pressefreiheit notwendig. Die Presse iSt also nıcht ein Dıng, eın Wert

sich, sondern hat NUr Wert tür die Menschen 1n der Gesellschaft. Dıie VO:  o Welcker
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treftlich formulierte Funktion des Sich-Vernehmens 1St aber NUr dann gewährleistet,

WE jedermann in der Gesellscha# jeden anderen jederzeit vernehmen kann. Dies
dart aber nıcht NUur eın schönes Postulat, sondern MU: praktikabel se1in. Unter dem
liberalistischen Anspruch der vollständigen Darstellung des Meinungsmarkts 1n einer
Vielzahl VO  w Blättern ıst das aber nıcht praktikabel. Im Extremfall nämlich würde
das bedeuten, daß einer, der die 1in der Gesellschaft vorhandenen Meinungen vernehmen
ll oder mu{ und 1in einer demokratischen Gesellschaft muß das schlechterdings
jedermann! zehn, ZWaNnZzıg oder noch mehr Blätter kaufen un lesen müßte.

Und das eben 1St die Kommunikationsmisere, miıt der WIr leben Statt vollständiger
un umfassender Information über sämtliche Handlungs- und Meınungspositionen
unserer Gesellschaft vermittelt jedes uUuNserer Massenkommunikationsmittel für sıch SC-
OINIMNCIL auf der Basıs des ıberalistischen Konzepts DNUrLr mehr oder wenıger partiell.
Jedes att, jeder Verleger, jeder Journalist nımmt für sıch das individualistische
Recht der freien Meinungsäußerung 1n Anspruch. Er entscheidet, W as Zut und richtig,
W as veröffentlichungswürdig sel. Denn der Zugang den Massenkommunikations-
mitteln wird als iındıyıdualistisches Recht mißverstanden. Damıt haben die eiınen
mehr, die anderen weniıger Recht auf freie Meinungsäußerung. Innerhalb eines sol-
chen Konzepts MU: selbstverständlich jede Konzentrationsbewegung die Ungleichheit
des Rechts auf Meinungsäußerung verstärken. Es wiıird richt1ig, W as Paul Sethe Lan  E  ®
„Die Pressefreiheit iSt die Freiheit VO  ' 200 reichen Leuten“; NUur collte INa  - hinzu-
fügen: und die Freiheit VO  - eın Paari ausend Publizisten.

Dıie Folgen für die Kommunikation der Gesellschaft sind verheerend. Sıe sind
besten 1 Biıld eıner Podiumsdiskussion vorstellbar, die jeder Gesprächsleitung und
-regelung entbehrt. Jeder Sprecher der Podium en Meınungsposıitionen
das sınd Publizisten! versucht die anderen übertönen, jeder sucht seine Auf-
fassung als die allein vernünftige herauszustellen, den Kontrahenten Reden
ındern oder stOren. Minderheiten, die zunächst Podium nıcht zugelassen —

ren, sturmen 4A15 Mikrophon. Eın Chaos VO  w} Ansprachen und Monologen 1St die
Folge, nicht aber Vernehmbarkeit der Stimmen, nıcht Transparenz der verschiedenen
Posıtionen, nıcht Austausch un: Verständigung.

Aufgrund dieser publizistischen Information „durch interessengebundene un! _ge_
Beeinflussung ohne die Möglichkeit, durch Ööftentlich vernehmbare Erwiderung

in der Gesellschaft siıch selbst ZUr Geltung bringen, wird der einzelne, weil mıt
seinen Zeıitgenossen nıcht in Kommunikation, siıch cselbst überlassen, isoliert. Publi-
zistische Information zerreißt die Gesellschaft 1n VOT sıch hın monologisierende ein-
zelne und Gruppen, die durch ke  1n Gespräch 7zueinander finden Eben die monopoli-
stische Publizistik iSt CS, die heute Staat und Gesellschaft, die die Demokratie Aaus-

höhlt und funktionsunfähig machen droht.“ Mıt anderen Worten: Dıie Kommu-

Heınz Starkulla, Publizistik und Kommunikation, 1n * Festschrift für Hanns Braun Bremen
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nıkationsmisere resultiert nıcht a der Konzentration, sondern au eiINEY liberalisti-
schen Auffassung der Pressefreiheit. Sı1e wiırd allerdings in dieser Situation durch jede
Konzentrationsbewegung verstärkt. Solange aber die Kommunikationspolitik in völ-

lıger Blindheit gegenüber diesem Tatbestand den Konzentrationserscheinungen
herumdoktert, ANsStTatt der Kommunikationsmisere Leib rücken und effektive,
der Konzentration angepalste Korrektive suchen, wird diese Kommunikatıions-
misere nıcht beheben se1n, sondern muß sich 1mM Gegenteıil potenzieren. Dıies des-

halb, weıl INall, fixiert auf die angeblichen Konzentrationsgefahren, allen Ernstes

Lösungen vorschlägt, die die publizistische Infektion der Gesellschaft beschleunigen,
wıe etwa dıe Redaktionsstatute ZU Schutz der ınneren Pressefreiheit. Denn hier wird
eın zweıter, Aaus der liberalistischen Pressetheorie konsequent folgender monokausalı-
stischer Denkansatz angewendet: Dıie dublizistische Aussage bestimmt alleinursächlich
und unmittelbar die Meinungsbildung der Gesellschaft. Deshalb 1st dafür SOrg«CN,
daß die publizistische Aussage ZuL und richtig sel. Ist S1e dies, wırd sich auch die

Meinungsbildung der Gesellschaft 1n und richtigen Bahnen vollziehen.

Der wirtschaftliche Monokausalismus

Der wirtschaftliche Monokausalısmus bei der Betrachtung des Konzentrationspro-
blems aßt sich 1in vielen Varıationen feststellen. Schon die Verleger machten in den
60er Jahren veltend, dıe Bedrohung der Meinungsfreiheit se1 ine Folge wirtschaft-
licher Wettbewerbsverzerrung 7zwischen den Medien und könne durch Eingrifte 1n
diese Wettbewerbssituation behoben werden. Dıiıe Michel-Kommission In  [ 24 VO'  - ahn-
liıchen Vorstellungen A2US.,. Der Professoren-Arbeitskreıs „Pressefreiheit“ spricht
zahlreichen Stellen seiner Dokumentatıon Folgerungen, Hoffnungen und Forderungen
AUS, die eindeutig in diesem wirtschaftlichen onokausalismus begründet sind. Zum

Beispiel: „Die gesetzgeberische Aufgabe esteht darın, 1mM Bereich der Presse willkür-
ıche Zugangsbeschränkungen Z.U ‚Iree market place ot ideas’ verhindern oder

vermindern. Dadurch wird die Etfizienz des Verifahrens freier Meinungsbildung
erhöht.“ icht nÖötig 1, dafß dieser Zugang durch Wettbewerbsbereinigungen,
durch Unterstützung Ookaler Konkurrenzblätter, also durch wirtschaftspolitische Maß-
nahmen erreicht werden oll und daher verstanden wird als Zugang UOrgane
und nıcht kommunikationspolitisch als Zugang vorhandener Meınungen den Presse-

foren. Schließlich wırd 1n der Dokumentatıon des Autorenkollektivs „Pressekon-
zentratıon“ der Kommunikationsvorgang überhaupt NUr noch als ökonomischer Pro-

zeßß, als Handel mi1t der Ware Nachricht gesehen. S0 kommen die Autoren vulgär-
marxistis  en Auffassungen dieser und ähnlicher Art „Die unternehmerische Struktur

Pressefreiheit, 120



Die unverstandene Pressekonzentration
des Presseunternehmens dürfte entscheidend ZuUur Auflösung der politischen Oftent-
lichkeit beigetragen haben.“

Wichtiger aber als solche Aussagen sınd die Vorschläge, die damıiıt verknüpft sind.
Die Günther-Kommission empfiehlt neben Mafßßnahmen ZUuUr Förderung der Wett-
bewerbsfähigkeit insbesondere die seither 1e] diskutierte Marktanteilsbegrenzung.
Ausgehend VO  - dem Prinzıp, daß die Pressefreiheit Vorrang VOTLT der unternehmeri-
schen Freiheit habe (von Meinungsfreiheit i1St hier nıcht die Rede!), soll 1ne Begren-
ZUNS der Marktanteile e1ınes einzelnen Unternehmens erfolgen, WCLN dieses mıiıt 0/9
Anteil den Tageszeitungs- und/oder Sonntagszeitungsauiflagen, oder mıiıt 0/9
Anteil den Publikumszeitschriften die Meinungsfreiheit gefährdet, oder miıt An-
teilen VO  a 0/9 und darüber die Meinungsfreiheit beeinträchtigt. ıne Begründung
dafür, bei diesen Marktanteilen die Meinungsfreiheit edroht 1st, ISt die
Kommissıon bis heute schuldig geblieben.

Wesentlich r1gO0roser, willkürlicher und irrationaler noch geht der Professoren-
arbeitskreis VOT, Er berechnet die Gefährdung bzw die Beeinträchtigung der Meiı-
nungsfreiheit nach der Leserdichte VO  w} Tageszeıtungen und Publikumszeitschriften,
wobel die Zahl der in einer Gebietseinheit durchschnittlich verkauften Exemplare be-
OSCH wiıird auf die Wohnbevölkerung. So gefährdet TE ıne Tageszeitung die Meı-
nungsfreiheıit, W C111 S1e 1in einem überregionalen Gebiet auf ıne Streuung VO  w 6,
Exemplaren PrOo 100 Einwohner kommt, oder WenNn S1e im Ookalen Bereich auf Z
Exemplare kommt. iıne Begründung, hier iıne Gefährdung bzw. bei anderen
Quoten ıne Beeinträchtigung der Meinungsfreiheit vorliegt, wırd auch hier nıcht g-
geben, vielmehr wırd schlicht und einfach „eine Beeinträchtigung des freien publi-
zistischen Wettbewerbs widerleglich vermutet“ 1: Die Formulierung macht deutlich,
daß auch hier nıcht Meinungsfreiheit, sondern den publizistischen Wett-
bewerb, SCHAUCT den wiırtschaftlichen Wettbewerb VOoON Unternehmungen geht, die
mMIt Publizistik handeln. Was dieser Handel mi1t der Meıinungsfreiheit Iiun hat,
wiırd übergangen. Solche ausschliefßlich wirtschaftlich Orlıentierte Auffassungen setzen

sich auch durch bei den vorgeschlagenen Vorschriften über Zeiıtungskartelle, Verflech-
tungsverbote un Entflechtungsmaßnahmen.

Be1 allen diesen Vorschlägen wiıird völlig übersehen, da{fß eın Eıingriff in wirtschaft-
liıche Unternehmen, die der Kommuniıkation dienen, immer Auswirkungen auf deren
Kommunikationsfunktion hat, und dafß der Wirtschaftskörper eınes Kommunikations-
unternehmens eın csehr empfindliches Kommunikationsregulativ darstellen kann.

Die wirtschaftlichen Bedingungen, denen assenmedien ıhrer Kommunika-
tionstunktion nachkommen, sind ohne Z weıtel eın Faktor, der das durch dieses Un-
ternehmen vermittelte Kommunikationsgeschehen beeinflufßt. ber 1St nıcht der
eiInNZLZE Faktor. Andererseits wirkt die Beachtung der übrigen Faktoren, etw2 die

Pressekonzentration, 314
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Berücksichtigung der tatsächlich vorhandenen Kommunikationsinteressen in einem be-
stimmten Verbreitungsgebiet, wieder zurück aut das wirtschaftliche Unternehmen.
Wenn vorhandene Kommunikationsinteressen optimal darstellt, floriert auch das
Unternehmen: geschieht das nicht, führt das ZUuU Ruin des Unternehmens. Nach der
Vorstellung der genannten Kommıissıonen ware also denkbar, daß ıne Lokal-
zeıtung, die 1n optimaler Weıiıse die verschiedenen vorhandenen Meınungen artiku-
liert und damıt erreicht, daß S1C]  h die Glieder der Gesellschaft vernehmen und sich
austauschen 1im Forum der Zeıtung, 1ne Beeinträchtigung der Meinungsfreiheit dar-
stellt. Deshalb nämlıich, weil iıhr Marktanteıil bzw ihre Leserdichte nıcht 7uletzt auf-
grund der 1n ıhr verwirklichten Meinungsfreiheit weıt über das Limıit der „Kommu-
nikationssachverständigen“ hinausgeht. So würde also 1ne Zeitung gerade, ayeıl sSLe
Meinungsfreiheit verwirklicht, bestraft. Und folgt IMNMan den Gutachten, könnte
MNan durch wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen obendrein ermöglichen, die Meı-
nungsfreiheit der Bürger U“O  > amiswegen bedrohen, gefährden UN beein-
trächtigen.

Mıt diesem Beispiel soll lediglich aufgewiesen werden, welche unzumutbaren Vor-
schläge derzeit politisch hoch 1 Kurs estehen. Damıt soll aber nıcht gesagt werden,
dafß die wirtschaftliche Stärke eınes Kommunikationsunternehmens 1in jedem Fall und
für sıch alleın ein absolut siıcheres Kommunikationsregulatıv sein muß Wiäre dies
5 könnte mMa  - alles beim alten lassen. Es 1St aber csehr ohl auch die Möglichkeit

sehen, daß ein cleverer Verleger sich be] der Berücksichtigung der Interessen der
Kommunikationspartner den kleinsten gemeınsamen Nenner hält, dafß also die
Stärke des wirtschaftlichen Unternehmens, weıt davon entfernt, Regulatıv im Sınn
der Meinungsfreiheıit se1n, einem Pegel der Nivellierung und damıit zugleich
der Gefährdung der Meinungsfreiheit wird. Das heißt also: Ebensoweni1g, w1e allein
VO  ; wirtschaftlichen Eingriften iıne Sicherung der Meinungsfreiheit werden
kann, kann die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens allein als Kommunikationsregu-
latıv 1n rage kommen.

Der publizistische Monokausalismus

Während die Vorschläge der Marktanteilsbegrenzung ZUr eıit wen1g2 Aussichten auf
politische Verwirklichung haben, kommt den Lösungen, die auf der Basıs des publi-
zistischen Monokausalismus erarbeitet wurden, iıne größere Chance Sıe sind des-
halb auch gefährlicher.

Aus der Vielfaltsthese ergibt sich konsequent, da{fß ede einzelne Zeitung andere
Meınungen artiıkuliert, und WAar sowohl direkt 1n Kommentar, Kritik und Glosse,
w1€e auch indirekt durch iıne diesen Meinungsposıitionen entsprechende Selektion des
Nachrichten- und Informationsmaterials. Dies hat aber Ur dann einen Sınn, wWwenn

iINnan annımmt, daß InNnanll die Meınung der Gesellschaft und ıhrer Glieder durch Vor-
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N einer Meınung bilden kann, da{fß ine monokausale Beziehung x1bt zwiıschen
der publizistischen Aussage und der Meinungsbildung. Würde INa  - nämlich die (2e:
sellschaft nıcht als knetbare Masse betrachten, sondern als den 1m Gespräch befind-
lichen demokratischen Souverän, der seine Meınung durch fortdauerndes Vernehmen
un! Austauschen aller Meınungen ildet, müßte wıe ausgeführt die Vielfalts-
these schon deshalb fallen, weil ıne 1ın 150 Zeıtungen angebotene Meinungsvielfalt
tür den einzelnen Bürger nıcht praktikabel iSt.

Unter dem Anspruch des publizistischen Monokausalismus aber hat sich eın Tlıu-
s1ıONdres und elitäres Selbstbhild der Publizistik und der Publizisten entwickelt. Darın
erscheint die Publizistik als ıne acht über Staat und Gesellschaft, unabhängig “”O  S

beiden, wıe schon die Verlegerdenkschrift 1m Jahr 1964 tormulierte. Von dieser
hohen Warte schreibt S1e siıch selbst ıne Erziehungsfunktion der Gesellschaft
Es 1St nıcht verwunderlich, daß damıt and in and ıne tiefe Verachtung des —-

wissenden Volks einhergeht, die 1mM übrigen und keineswegs paradoxerweise noch die
extiremsten Linken mıiıt den Liberalen verbindet. Diese Verachtung hat denn auch der
Präsident des Bundeskartellamts und Vorsitzende der nach ihm benannten Kom-
M1SS10N, Dr Eberhard Günther, ziemlich unverhüllt ZU Ausdruck vebracht, WEeNnNn

aut FAZ VO 1969 erklärte, dafß „der Bürger abgehalten werden muß, durch
seinen Kaufentschluß Kiosk die Pressefreiheit auszuhöhlen“.

Es kann hier nıcht näher darauf eingegangen werden, da{ß solche monokausalisti-
schen Auffassungen durch die Kommunikationsforschung längst wiıderlegt sind: dafß
etwa2 1m Hinblick auf die doch als gvefährlich deklarierte Springer-Presse festge-
stellt worden 1St, dafß siıch die Meınungen ihrer Leser VO:  3 denen anderer Zeitungs-
leser nıcht signifikant unterscheiden 1 der WI1ie 11 INa  ; mıt Hıiılfe der monokausa-
listischen Publizistikbetrachtung erklären, da{fß der Anteil der PD-Wiähler bei den
Bild-Lesern höher ISt als in der Bevölkerung? Solche Fakten storen 1U  w aber
die berufenen un! selbsternannten Weichensteller uUuNseTer Kommunikationspolitik
nıcht sonderlich. Ganz 1m Sınn einer publizistischen Monokausalıtät optiıeren s1e fast
alle für ıne gesetzliche Verankerung der redaktionellen Miıtbestimmung für Journa-
listen und Publizisten, sicherlich Glaubens, daß hierdurch die Meinungsfreiheit

retiten sel1.
In bezug auf solche Mitbestimmungsbestrebungen 1n Rundfunkanstalten hat der

Verfassungsrechtler erd Roellecke 1n einem Leserbrief die eıt klıpp und klar CI-

klärt, solche Mitbestimmungsstatute seien verfassungswidrig, weıl diese Anstalten g-
setzlich Zur Objektivität, ZU: Artikulation aller Meınungen verpflichtet seılen,
derle; Redaktionsstatute aber die Meinungsfreiheit einer kleinen Clique ZUUNgUNSTEN
der Meinungsfreiheit aller zementierten. In bezug aut die Presse stellte ebentalls oel-
ecke 1n einem Diskussionspapier des Professorenarbeitskreises fest: „Die Pressefreiheit
dient vielmehr der Verwirklichung der gleichen Meinungsfreiheit aller Bürger. Nur

Pressefreiheit, 94
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diese Funktion kann daher Ma((ßstab für die Organısation der Presse se1ın und nıcht
die Meinungsfreiheit einzelner Journalisten oder einzelner Verleger . Die Presse
hat auch nıcht die öftentliche Aufgabe belehren, kritisıeren, bılden, Nier-

richten oder das Gemeinwohl artıkulieren, ohl aber die ‚gesellschaftliche Funk-
ti0n‘, der Meınung aller 2Nne Chance geben.“ Wenn dies aber der Schutzzweck
der Pressefreiheit 1St, iSt zumindest überprüfen, ob nıcht die durch Mitbe-
stımmungsstatute erstrebte ınnere Organıisatiıon der Presse ebenfalls verfassungswidrig
1St. Denn alle vorhandenen Entwürte für solche Mitbestimmungsstatute, ob sie LU  }

Von der Günther-Kommission vorgeschlagen, VO Professorenarbeitskreis für Presse-
treiheit in orm eines Gesetzentwurfs vorgelegt oder VOIT Presserat ohl ın der
Befürchtung gesetzlicher Regelungen empfohlen wurden, siıchern allein und A4aus-

schliefßlich die Meinungsfreiheit des Journalısten und Publizisten, sSze privilegie-
Ten die Meinungsfreiheit einer bleinen Clique gegenüber der Meinungsfreiheit aller
UuN jedes einzelnen.

Damıt aber wiıird das eigentliche Problem NUur verlagert. Ob der publizistische An-
spruch nämlich Von 200 Verlegern ausgeht oder VO  3 01010 Publizisten, 1St für die
dadurch bedrohte Meinungsfreiheit aller unerheblich. Ja noch mehr! Vor die Wahl
gestellt, welchem publizistischen Einfluß ıne Gesellschaft lieber ausgeliefert se1ın
wollte, mü{fte S1e siıch allemal für die Verleger entscheiden, weıl diese 1ın ıhrem Inter-
sSSC der Wirtschaftlichkeit des Unternehmens wen1gstens noch eın mınımales Kom-
munikationsregulatıv besitzen. Da{iß {unktioniert, zeıgt ebenfalls ıne Untersuchung
der vielgelästerten Springer-Blätter, Aaus der sıch ergab, daß die Springer-Blätter hın-
sichtlich des Nachrichtenangebots untereinander mehr verschieden sınd als eLwa2 die
übrigen überregionalen Blätter VO  3 der A Nelt“ oder die übrigen Boulevardblätter
vVvon „Bild* 1

Die Mitbestimmungsstatute für Redakteure und Publizisten könnten allerdings
sinnvoll se1n, WCeNnNn in ıhnen eın wirtschaftliches Mitbestimmungs- und Beteiligungs-
recht angestrebt werden soll Solange dabei bleıbt, 1st VO  5 der Kommunikations-
polıtik ohl kaum einzuwenden. Indessen äßt sıch daraus 1n keinem Fall ein
publizistisches Mitbestimmungsrecht als Journalistenprivileg ableiten, WwW1e etw2
auch diesbezügliche Ausführungen VO  w Oswald DO  S Nell-Breuning nahelegen 1

Grundsätze und Möglichkeiten einer Komn1uhikationspolitik
Aus den hier vorgetragenen Gedanken ergeben siıch ıne Reihe VO  ; Grundsätzen

und Möglichkeiten für kommunikationspolitische Ma{fßnahmen.

Pressefreiheit, 42
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Kommunikationspolitische Eingriffe ın irgendeinen Bereich des Kommunikations-
DTrOZESSECS, iınsbesondere wirtschaftspolitische Eingriffe ın das Kommunikationsunter-
nehmen, dürfen und hönnen NuYT dann VOTSCNOMMEN werden, Wenn dabei die Inter-
dependenz aller Kommunikationsvorgang beteiligten Faktoren berücksichtigt wird,
das heißt, Wenn die Auswirkungen solcher Eingriffe auf die Kommunikationsfunk-
fionen untersucht UN ehbannt siınd.

Damiıt verbieten sich alle Eingrifte ausschließlich wirtschaftspolitischen (3e-
sichtspunkten, für die kommunikationspolitischen Rücksichten auch nıcht der
Schatten einer Begründung vorgebracht werden kann. „Sachverständige“, die sich
außerstande sehen, solche Gesichtspunkte 1in ihr Kalkül einzubeziehen, sollte INa  }

nıcht den lebenswichtigen Prozessen der gesellschaftlichen Kommunikation hantie-
Tn lassen.

Andererseıits z1bt Eingrifte 1n den MI1t dem Kommunikationsprozefß verbundenen
Wirtschaftsvorgang, die geboten erscheinen. Zum Beispiel die durch Gesetz CI-

zwingende Freiheit der Vertriebswege. Dıie Abhängigkeit der Pressevertriebswege VO  ;

der wirtschaftlichen acht gyroßer Verlage darf nıcht dazu führen, da{ß Aaus diesen
Vertriebswegen bestimmte Objekte ausgeschlossen werden, weiıl S1ie nıcht rentabel
sind WwI1e andere oder weiıl S1e ıne dem gyroßen Konkurrenten nıcht genehme Rıchtung
habeh‚ W1€e das bei dem VO  w Springer versuchten Boykott den Vertrieb VO  e}

Zeitschritten der Fall Wafl, die das Programm des DDR-Fernsehens abdruckten.

Ayus dem ersien Grundsatz folgt, daß kommunikationspolitische Maßnahmen
überhaupt NT siınnvoll sind, Wenn die Kommunikationsfunktionen der einzelnen
Kommunikationsmuittel hinreichend ebannt sınd un Wwenn sıch diese Kommunit-
kationsfunktionen auf die gesamlte, gesellschaflliche Kommunikation erstrecken.

Konkret heißt das Tageszeıtungen haben offenbar andere Funktionen als Sonn-
tagszeıtungen oder Publikumszeitschriften. Die Funktion der Tageszeıtung 1St anderer-
se1Its weiıthin identisch mi1t den Funktionen des Hörfunk- oder Fernsehprogramms
insgesamt. DDenn handelt sich be] ihnen allgemein unıverselle Kommunikations-
mittel. Sıe zxönnen potentiell alle Inhalte, alle Handlungs- und Meınungsposıtionen
1in der Gesellschaft vermitteln. Siıe erfüllen mithin iıne Funktion, die 8053  3 als rund-
ınformatıion, als Basısorientierung der Gesellschaft bezeichnen kann. Daraus resultiert
die Verpflichtung dieser Kommunikationsmittel umfassender, vollständiger Intfor-
matıon, YAUR e Darstellung und Artikulation aller Meınungen 1n der orm der Nachricht.
Der Leser, Hörer oder Zuschauer MUu: die Möglichkeit haben, durch diese Kommu-
nıkationsmittel sıch 1n der Gesellschaft orıentleren, sıch auszukennen 1m Vielerlei
der Stimmen un Meınungen, seinen eigenen Platz finden 1n der Reihe möglicher
Positionen. Das kann NUrT, WECeNnN auch selbst miıt seiner Meınung immer wıeder
repräsentiert wird. Nur 1St seine eıgene Meinungsfreiheit gewährleistet. Ile kom-:-
munikationspolitischen Mafßßnahmen haben sich also aut die Möglichkeit konzen-
triıeren, daß diese Funktion etwa durch die Tagespresse auch erfüllt wird.
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Von der Gesamtgesellschaft ausgehende und IMI staatlichen Mitteln durchzusetzende
Eingrifte, gleich welcher Ärt,; die Kommunikationsmittel INIT spezieller Universalıtät.
das heißt die Foren der Meınungs- und Handlungsartikulation VO  ; Gruppen, VONN

Fachgremien, VO  ; Interessenkreisen formeller un iınformeller Art sind dagegen -
zulässig Hıer iINussen die Kommunikationsregulative VO  e diesen Gruppen selbst aus-

gehen Und dies geschieht auch WI1C Ma  - anhand der Entwicklung des Zeitschriften-
markts feststellen annn

Gleiche kommunikationspolitische Maßnahmen bönnen NUuT auf Kommunika-
tionsmuittel mMLE ıdentischen Funktionen angewendet werden.

egen diesen Satz verstoßen alle bisherigen Vorschläge der Markt- und Aut-
lagenbegrenzungen, da dort willkürlich Auflagen- und Marktanteıle VO  . Tageszeitun-
gCNH, Sonntagszeıtungen oder Publikumszeitschriften addiert werden. Auch das
Gesetzentwurf des Professorenarbeitskreises enthaltene Verbot sogenannter „hetero-
N usammenschlüsse“ 18 IST. AI diesem Grund sachwidrig Denn hier soll jedem
Unternehmer, der sich M1 dem Verlag, der Herstellung oder dem Vertrieb VO  - Ze1-
tungen, Zeitschriften oder deren Bestandteilen beschäftigt verboten werden, ern-
seh- oder Hörfunkprogramme herzustellen oder auszustrahlen. Es 1ST nämlich
dem Aspekt der Kommunikationstunktionen kein Grund sehen, Verleger
für Fachzeitschriften der Kaminkehrer- und Öfensetzerinnung den Betrieb lo-
kalen Fernsehsenders untersagen Richtig und sinnvoll dagegen WAare CS, VOTrSOT$S-
lıch den Zusammenschlufß heterogener, ber funktionsgleicher Kommunikationsmittel

unterbinden, WIC das eLtw2 den USA üblich 1ST der Unternehmer
Lokalzeitung eben autf keinen Fall auch noch ine lokale Hörtunk- oder Fernseh-
tTatıon einrichten dartf

Das 7iel jedes kommunikationspolitischen Eingriffs mu ß SELN, der zel-
falt der Blätter dıe Vielfalt der Meınungen den Blättern sıchern oder C7-

halten Diıes ıSE nämlich der CINZLISE Weg, jedem Bürger muittels Pressefreiheit auch
gleiche Meinungsfreiheit sıchern.

Dabei annn der Praxıs der Massenkommunikatıon nıcht 3881> ıdeale Ver-

wirklichung der Meinungsfreiheit gehen, insofern, als jeder einzelne MT seiNner Me1-

nNnung prasentiert werden müßte, vielmehr ausschließlich 185818 1Ne€e optimale Verwirk-
lichung solcher Chancengleichheit deshalb weıl nıcht soviele Meınungen WIC Köpfe
1ibt, und jedes einzelnen Meinungsfreiheit schon dann verwirklicht IST WECNNn die Meı-

Nuns seiNeTr formellen und iınformellen Bezugsgruppen zZu Ausdruck kommt.
Es geht auch keineswegs darum, das echt der Meinungsfreiheit des Publizısten

beschneiden Denn auch 1ST Sprecher formeller und informeller einungsgruppen
Daiß die Publizisten iıhre Stimme erheben, 1STE geradezu kommunikationsnotwendig

Pressefreıiheıit, 183
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\ FE E A ber das Forum vollständiger Intormation ISt anderes als das Rednerpult des
kommentierenden und kritisiıerenden Publizisten. Es hat seinen Platz ım Forum. Was
jedoch unterbunden werden muß, 1St die Überwucherung der sozialen ommuniıka-
t10n durch die publizistischen Monologe, die heute 1n allen Medien, auch 1n den
öffentlich-rechtlichen Anstalten Eınzug gehalten haben Verhindert oder abgebaut
mu{fß werden, W as Erwin Scheuch 1970 in der „Welt“ zutreffend als
„Erziehungsdiktatur der Publizisten“ in Rundfunk und Fernsehen bezeichnete.

Alle kommunikationspolitischen Eingriffe haben daher die Rolle der journalisti-
schen Vermittlung stärken UN gesellschaflliche Kontroll- un Korrekturmöglıich-
beiten ZUY Sicherung der journalistischen Vermittlung reformieren oder Neu

etablieren.
Denn „gesellschaftliche Kommunikation 1St ıne Lebensfunktion der souveranen,

freiheitlichen Gesellschaft. Ihre Darstellung 1mM Kommunikationsmedium repräsentiert
den demokratischen Souverän im Gespräch und verleiht damıt dem Medium Rang
un Würde der ‚öffentlichen‘, das heißt gesamt-gesellschaftlichen Institution, und dem

Darstellung ihrer öftentlichen Kommunikation bemühten ;]ournalisten‘, der sich
als ehrlicher Makler (und nıcht als einsinnıger und eigensinnıger Präzeptor, Inquisitor
un Prokurator) der Gesellschaft erweıst, die Position des ‚öffentlichen‘ Funk-
tionärs.“

Für die Verwirklichung dieser Grundsätze lassen sich 1ne Reihe VO  3 Möglichkeiten
anführen. Peter Glotz und Wolfgang Langenbucher haben einen Gesetzentwurf
vorgelegt, der AaUus Ühnlichen Überlegungen heraus die Einrichtung VO  ’ Presseaus-
schüssen auf Länder- und Bundesebene vorsieht. Diese hätten die Aufgabe, über die
Verwirklichung der jJournalistischen Vermittlung in den Tageszeitungen öffentlich
wachen. Dieser Plan 1St bej den Parteıen und Interessenvertretern auf keine be-
sondere Gegenliebe gestoßen. Nıcht zuletzt ohl deshalb, weiıl das tendenziell in die
gleiche Rıchtung zielende System der Rundfunk- und Fernsehräte zunehmend in das
Schußfeld der Kritik gerat. Rundfunk- und Fernsehräte haben in der 'Tat nıcht Ver-

indern können, daß die publizistische Unterwanderung der Rundfunkanstalten er-

tolgte. Vereinzelt melden sıch auch bereits zunächst noch intormelle Gruppen VO:  ;

Hörern und Zuschauern „SCHCH die Diktatur VO  } Rundtunk und Fernsehen“ Wort
mıiıt dem Anspruch auf Miıtbestimmung und der Absicht, siıch organısıeren & Je-
doch 1St das weder eın Grund, das System der öftentlich-rechrtlichen An-
stalten votieren, noch die Rundfunk- und Fernsehräte abzuschaffen. ber S1e
mussen reformiert werden. Unzureichend scheint etwa2 ihre Zusammensetzung se1n,

19 Starkulla, 162
Peter Glotz, Wolfgang Langenbucher, Der mı ßachtete Leser (Köln 185

21 So Jüngst 1n eıner 1n mehreren Zeitungen erschienenen Anzeige der Kulturzeitschrif „der lıterat“,
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die gewichtige Minderheiten ausschliefßt und nıcht flexibel iSt; nıicht Or-

ganısıerte gesellschaftliche Kräfte ihrer Kontrollfunktion beteiligen. Außerdem
verhinderte ihre derzeitige Zusammensetzung ohl]l auch, da{fß diese Räte mehr wurden
als ine Summation VO  ’ Interessenvertretern. Unzureichend ist sicher auch die Ar-
beitsweise dieser Räte, deren Arbeit taktisch weder ıne öftentliche Intorma-
On, noch ıne Kontrolle durch eben die Oftentlichkeit g1bt, die S1e Ja repräsentieren
sollen DDiese und weıtere Erfahrungen müßten be] einer Neuordnung der Rundfunk-
ate un auch für die Etablierung ähnlicher Einrichtungen auf dem Sektor der Presse
fruchtbar gemacht werden.

Es sınd VOTL allem re1l Institutionen, die derzeit notwendig erscheinen. Sie könnten
ZWar stuftenweise eingerichtet werden, sollten aber doch miteinander verklammert
und verbunden se1n:

Leserbeiräte zumindest für all jene T’ageszeitungen, die e1in okales Monopol
haben

Eın Presserat auf Bundesebene, der nıcht OLE das derzeıitige remıum gleichen
Namens 2ne Interessenlobby DV“O  . Verlegern UN! Journalisten ıst, sondern 2ıne Re-
präsentatıon der Gesamtgesellschaft darstellt

ıine unabhängige Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechts YATHE Sıcherung
der Meinungsfreiheit.

Die Hauptaufgaben der Institutionen „Leserbeiräte“ und „Presserat: müßten se1ın
die Kontrolle der journalistischen Vermittlung iın der Tagespresse SOWI1e die ber-
prüfung VO  e} Mißständen und Beschwerden über die Verletzung der Pflicht ZUT Artı-
kulation aller Meınungsposıitionen. Wiährend sich die Leserbeiräte dabei jedoch auf
die Lokal- und Regionalberichterstattung beschränken, obliegt dem Presserat die Be-
obachtung und Bearbeitung des Inhalts der Tagespresse. Wesentlich 1St, daß
die Arbeit der beiden Institutionen öffentlich 1St. Oftentlich sind iıhre Sıtzungen,
öftentlich ıhre Ergebnisse. Denn Z111° Veröffentlichung der letzteren mussen die be-
troftenen Organe gesetzlich ZWUNgCH werden. Diese Veröftentlichungspflicht würde
ohl als einz1ge, aber wirksame Sanktion genugen.

Eıne Verbindung zwischen Leserbeiräten und Presserat ergibt sich daraus, daß die
Leserbeiräte 1n festzulegenden Fällen ıhre Vorstellungen und Ergebnisse den Presse-
Frat weıterleiten un da{fß der Presserat 1n entsprechenden Fällen als Nnstan7z sowohl
für beschwerdeführende Gesellschaftsgruppen und einzelne W1e für die Lokalzeitungen
selbst fungieren könnte.

Dıie hier vorgeschlagene Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechts ZUY Sıcherung
der Meinungsfreiheit dagegen 1st als unabhängiges wissenschaftliches Instıitut gedacht.
Dieses Instıtut ware durch Gesetz errichten. Es hat in erstier Linıe die Aufgabe,
ständig das Kommunikationsgeschehen 1ın der Tagespresse, 1m Hörtfunk und im ern-
sehen und 1ın anderen allgemein unıversellen Medien vergleichend beobachten,
Methoden entwickeln TAHE Untersuchung VO  a’ Inftormationsdefiziten und Nach-
rıchtenmanıpulationen. Ferner oll bei vorgebrachten Beschwerden oder testgestell-a Mn — D a an . aaı
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ten Verstößen die Aaus der gesamtgesellschaftlichen Funktion dieser Medien er-

wachsenden Verpflichtungen eigene Recherchen anstellen. In entsprechenden Fällen
sind die betroffenen Medien dem Institut gegenüber auskunftspflichtig. Innerhalb die-
ses Aufgabenbereichs steht die Stiftung bzw. Anstalt des öffentlichen Rechts auch den
Leserbeiräten und dem Presserat AB Verfügung. Die Arbeit dieses Instıtuts ZuUur

Sıcherung der Meinungsfreiheit 1St ebenfalls öffentlich. Denkbar ware, da{fß dieses
Institut durch monatliche Veröftentlichungen un durch Jahrbücher den Kommunıi-
kationsmarkt \  T macht un die Ergebnisse seıner „ Vermittlungs-Tests“ allen
Interessierten Zur Verfügung stellt.

Der Verbund dieser Ma{fifßnahmen ware ausreichend, starke und sachgerechte
gesellschaftliche Kommunikationsregulative und -korrektive etablieren, daß einer-
se1Its die notwendiıge Pressekonzentration und überhaupt die Weiterentwicklung der
Kommunikationsmedien nıcht gestört würde, andererseits aber die gegenwärtige Ge-
fährdung der Meinungsfreiheit miıitsamt ıhren verheerenden Auswirkungen der Des-
oriıentierung und Desintegration des einzelnen und der gesellschaftlichen Gruppen
der Wurzel aANSCHANSCH werden könnte. Allerdings und ıcht zuletzt waren diese
Maßnahmen erganzen durch ıne breıite Bewußtseinsbildung in der Gesellschaft,
durch sachgerechte Medienpädagogik 1M weıtesten Sınn. Denn der einzelne, jeder
einzelne, mu{fß seine über Jahrzehnte durch Schlagworte und Ideologien verschleierte
Rolle 1m Prozeß der Massenkommunikation wieder erkennen lernen. Nur dann kön-
NnenNn Instıtutionen w1e die vorgeschlagenen wirklich VO:  3 der Gesellschaft WOI-

den und ıhre volle Eftektivität entfalten.

Stimmen 186, 1/


